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381. Kundmachung: Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen
382. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die frühe Benachrichtigung bei nuklea-

ren Unfällen
383. Auszug aus dem Ratsprotokoll EFTA/C.SR 10/89 der 10. Sitzung vom 1. Juni 1989 des Rates der

Europäischen Freihandelsassoziation

380. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. Juli 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Vertrages über die Grundsätze, welche die
Tätigkeiten der Staaten bei der Erforschung
und Nutzung des Weltraumes, einschließlich
des Mondes und anderer Himmelskörper,

regeln

Nach Mitteilungen der Regierungen der Verei-
nigten Staaten, des Vereinigten Königreiches und
der Sowjetunion haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Vertrag über die Grundsätze, welche die Tätigkei-
ten der Staaten bei der Erforschung und Nutzung
des Weltraumes, einschließlich des Mondes und
anderer Himmelskörper, regeln (BGBl. Nr. 103/
1968, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches
BGBl. Nr. 145/1986) hinterlegt, bzw. erklärt, sich
auch nach Erlangung ihrer Unabhängigkeit an die-
sen Vertrag gebunden zu erachten:

Staaten:

Datum der Hinterlegung
der Ratifikations-,

Beitrittsurkunde bzw.
Kontinuitätserklärung:

Afghanistan 17. März 1988
Antigua und Barbuda 24. Februar 1989
Äquatorialguinea 16. Jänner 1989
Benin 19. Juni 1986
Sri Lanka 18. November 1986

Vranitzky

381 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. Juli 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Wiener Übereinkommens über konsulari-

sche Beziehungen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Beitrittsurkunden zum Wiener Überein-
kommen über konsularische Beziehungen (BGBl.
Nr. 318/1969, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 228/1986) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Deutsche Demokratische
Republik 9. September 1987

Guinea 30. Juni 1988
Arabische Republik

Jemen 10. April 1986
Mongolei 14. März 1989
Samoa 26. Oktober 1987
Saudi-Arabien 29. Juni 1988
Sowjetunion 15. März 1989
Ukraine 27. April 1989
Ungarn 19. Juni 1987
Vanuatu 18. August 1987
Weißrußland 21. März 1989

Antigua und Barbuda hat am 25. Oktober 1988
eine Kontinuitätserklärung hinterlegt, wonach es
sich auch nach Erlangung der Unabhängigkeit an
dieses Übereinkommen als gebunden erachtet.

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Beitrittsurkunden folgende Vorbe-
halte erklärt:
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DEUTSCHE DEMOKRATISCHE REPUBLIK

„Indem die Deutsche Demokratische Republik
dem Wiener Übereinkommen über konsularische
Beziehungen beitritt, behält sie sich gemäß Art. 73
des Übereinkommens das Recht vor, Übereinkünfte
mit anderen Vertragsstaaten zu schließen, um in
bezug auf bilaterale Beziehungen die Bestimmun-
gen zu ergänzen und zu vervollständigen. Dies
betrifft insbesondere den Status, die Vorrechte und
Immunitäten der unabhängigen konsularischen
Vertretungen und ihrer Mitglieder, als auch die
konsularischen Aufgaben."

ARABISCHE REPUBLIK JEMEN

„Die Arabische Republik Jemen ist der Auffas-
sung, daß die in Art. 46 Abs. 1 und Art. 49 enthalte-
nen Worte ,die mit ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebenden Familienangehörigen' auf Mitglieder
konsularischer Vertretungen, ihre Ehegatten und
minderjährigen Kinder zum Zwecke der von ihnen
genossenen Vorrechte und Immunitäten beschränkt
sind.

Wenn triftige und zwingende Gründe für die
Vermutung sprechen, daß die konsularische
Dienstpostsendung Gegenstände oder Substanzen
enthält, die in Art. 35 Abs. 4 des Übereinkommens
nicht angeführt sind, behält sich die Arabische
Republik Jemen das Recht vor zu verlangen, daß
die Dienstpostsendung in Gegenwart eines Vertre-
ters der betroffenen konsularischen Vertretung
geöffnet wird. Sofern das Konsulat sich weigert
diesem Verlangen zu entsprechen, wird die Dienst-
postsendung an ihren Herkunftsort zurückgesen-
det.

Die Arabische Republik Jemen ist berechtigt, von
konsularischen Vertretern eingeführte Nahrungs-
mittel zu prüfen, ob sie hinsichtlich Menge und Art
der Liste entsprechen, die von diesen den Zollbe-
hörden und der Protokollabteilung des Außenmini-
steriums übergeben wurde, um die Genehmigung
für die zollfreie Einfuhr zu erhalten."

SAUDI-ARABIEN

„Die Übermittlung gerichtlicher und außerge-
richtlicher Urkunden ist auf Zivilrechts- und Han-
delssachen beschränkt und erfolgt in allen anderen
Fällen nur auf Grund einer Sondervereinbarung.

Die im Übereinkommen vorgesehenen Vorrechte
und Immunitäten werden nur dem konsularischen
Personal, dessen Ehegatten und minderjährigen
Kindern gewährt und nicht auf andere Familienmit-
glieder erstreckt.

Die in Kapitel III vorgesehenen Vorrechte und
Immunitäten betreffend Honorarkonsuln und von
solchen Konsuln geleitete konsularische Vertretun-
gen sind auf konsularische Vertretungen
beschränkt, wo der Honorarkonsul ein saudi-arabi-

scher Staatsbürger ist. Konsularische Vertretungen,
die von einem Honorarkonsul geleitet werden, sind
nicht berechtigt, sich der in Art. 35 des Überein-
kommens angeführten konsularischen Mittel der
Korrespondenz und Dienstpostsendung zu bedie-
nen. Regierungen, diplomatische Vertretungen
oder andere konsularische Vertretungen dürfen
sich solcher Mittel der Korrespondenz in ihrem
Verkehr mit Honorarkonsulaten nicht bedienen, es
sei denn, dies geschieht im Rahmen der in Sonder-
fällen vereinbarten Bedingungen."

Vranitzky

382. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. Juli 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die frühe Benach-

richtigung bei nuklearen Unfällen

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Internationalen Atomenergie-Organisation haben
folgende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw.
Beitritts- oder Genehmigungsurkunden zum Über-
einkommen über die frühe Benachrichtigung bei
nuklearen Unfällen (BGBl. Nr. 186/1988, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 587/1988) hinterlegt:

Staaten:

Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitritts- oder Genehmigungs-
urkunde:

Frankreich 6. März 1989
Israel 25. Mai 1989
Tunesien 24. Februar 1989
Vereinigte Staaten 19. September 1988
Zypern 4. Jänner 1989

Frankreich, Israel und die Vereinigten Staaten
haben anläßlich der Hinterlegung der Ratifika-
tions- bzw. Genehmigungsurkunde gemäß Art. 11
Abs. 3 einen Vorbehalt erklärt, wonach sie sich
durch die Bestimmungen des Absatzes 2 dieses
Artikels als nicht gebunden erachten.

Die Vereinigten Staaten haben folgende zustän-
dige Behörden bzw. Kontaktstellen gemäß Art. 7
notifiziert:
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Weiters ist auch das Büro der US-Vertretung bei
den Internationalen Organisationen in Wien, Tel.:
(222) 36 31 52, eine verläßliche Kontaktstelle für
die Entgegennahme der im Übereinkommen
bezeichneten Benachrichtigung und Informationen.

Vranitzky

383. Auszug aus dem Ratsprotokoll EFTA/C.SR 10/89 der 10. Sitzung vom 1. Juni 1989 des
Rates der Europäischen Freihandelsassoziation

(Übersetzung)

Einfuhren nach Österreich von Waren der
Tarifnummer 1806

4. Mit Bezug auf Absatz 16 des Ratsbeschlusses,
enthalten in Dokument EFTA/CJC.SR 10/73 *)
betreffend Einfuhren nach Österreich von Waren
der Tarifnummer 18 06 hat der Rat den Brief der
Schweizer Delegation (EFTA 764.2 vom 2. Mai
1989) zur Kenntnis genommen. In Anbetracht der
Tatsache, daß die Schweizer und die öster-
reichischen Behörden vereinbart haben, daß dieser
Beschluß nicht mehr von Bedeutung ist, hat der Rat
entschieden, daß dieser Beschluß mit Wirkung vom
1. August 1989 nicht mehr anzuwenden ist.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 184/1973

Vranitzky
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